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Preußiſche Geſetzſammlung 


1929 | Ausgegeben zu Berlin, den 13. Auguſt 1929 Nr. 24 


Tag Inhalt: Seite 


9. 8. 29. Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Ausführung von Bodenverbeſſerungen auf 
ftantlichen Domänen uſuu unn 


27. 7. 29. Verordnung über die einheitliche Auflöſung der gebundenen Vermögensmaſſe des vormals in Heſſen re» 
gierenden Fürſtenhauſes 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungeeee ns 171 
Betanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
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(Nr. 13447.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Ausführung von Boden⸗ 
verbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänen und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken. 
Vom 9. Auguſt 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1 000 000 AM zur Ausführung von Boden- 
verbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänen und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken zur 
Verfügung geſtellt. 


§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des 
Kredits zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Auguſt 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Finanzminiſter: 
Braun. Steiger. 
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(Nr. 13448.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung der gebundenen Vermögensmaſſe des vormals 
in Heſſen regierenden Fürſtenhauſes, welche die Bezeichnung „Familien⸗Eigentum des 
Großherzoglichen Hauſes“ führt. Vom 27. Juli 1929. 


Die Auflöſung der gebundenen Vermögensmaſſe des vormals in Heſſen regierenden Fürſten— 
hauſes, welche die Bezeichnung „Familien-Eigentum des Großherzoglichen Hauſes“ führt, erfolgt 
nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem 
Volksſtaate Heſſen vom 12. Juli 1929. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 27. Juli 1929. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium 
Braun. Schmidt. 


Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher 
Auflöfung der gebundenen Vermögensmaſſe des vormals in Heſſen regierenden Fürſtenhauſes, 
welche die Bezeichnung „Familien⸗Eigentum des Großherzoglichen Hauſes“ führt. 


§ 1. 

Die gebundene Vermögensmaſſe ſoll mit ſofortiger Wirkſamkeit einheitlich aufgelöſt werden 
auf Grund der heſſiſchen Geſetzgebung — insbeſondere des heſſiſchen Geſetzes über die Auflöſung 
der Familienfideikommiſſe vom 19. November 1923 (Heſſiſches Regierungsblatt von 1923 Seite 481 
und von 1924 Seite 107) —, ſoweit nicht im Nachſtehenden etwas anderes beſtimmt iſt. 


§ 2. 
Die Auflöſung wird auch für die in Preußen befindlichen Teile der gebundenen Vermögens— 
maſſe von den nach der heſſiſchen Geſetzgebung hierzu berufenen Stellen durchgeführt. Zuſtändige 
Fideikommißauflöſungsbehörde iſt das Landgericht in Darmſtadt. 


§ 3. 


Alle Bindungen, welchen die Vermögensmaſſe zugunſten von Familienmitgliedern oder 
Nachfolgeberechtigten etwa unterliegt, endigen mit dem Zeitpunkt, der ſich aus dem hierüber zu 
erlaſſenden rechtskräftigen Fideikommißauflöſungsbeſchluſſe ergibt. 


— 


8 4. 


Eintragungen in Grundbücher und ſonſtige öffentliche Bücher oder Regiſter, die der 
Vollziehung des Fideikommißauflöſungsbeſchluſſes dienen, erfolgen, auch ſoweit es ſich um die in 
Preußen befindlichen Teile der Vermögensmaſſe handelt, auf Erſuchen der Fideikommißauflöſungs— 
behörde. Erſuchen dieſer Art an preußiſche Behörden bedürfen jedoch der von der Fideikommiß— 
auflöſungsbehörde unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung des preußiſchen Auflöſungsamts für 
Familiengüter in Kaſſel. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an preußiſche Behörden 
gerichtet ſind, die einſchlägigen heſſiſchen Beſtimmungen. a 
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Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der Fideikommißauflöſungsbehörde und dem 
preußiſchen Auflöſungsamt für Familiengüter in Kaſſel entſcheidet ein Schiedsgericht, das ſich 
aus je einem Mitgliede der heſſiſchen Fideikommißauflöſungsbehörde und des preußiſchen Auf— 
löſungsamts in Kaſſel als Beifigern und aus einem von dem Heſſiſchen Miniſter der Juſtiz zu 
beſtellenden Mitgliede als Vorſitzenden zuſammenſetzt. 


Berlin, den 12. Juli 1929. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staats— 
miniſterium unter dem 6. Juli 1929 erteilten Vollmacht 


Dr. jur. Oskar Kläſſel 


Minifterialdirigent, 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 


Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen 
Geſamtminiſteriums vom 4. Juli 1929 
Auguſt Nuß 


Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
( 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597). 


In Nr. 14 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwaltung vom 2. Auguſt 1929 auf 
Seite 206 ff. iſt ein Erlaß vom 24. Juli 1929, betreffend die Ausführungsanweiſung zu Titel VI und 
a der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich, veröffentlicht, der ſofort in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 6. Auguſt 1929. 


Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Mai 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Ruppertshain für die 
Erweiterung der Waſſerverſorgungsanlage 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 28 S. 89, ausgegeben am 13. Juli 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Juni 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrowerke, Aktiengeſellſchaft in 
Berlin, für den Bau einer 100 000 Bolt-Doppelleitung von Zſchornewitz nach Bitterfeld 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 139, ausgegeben am 3. Auguſt 1929; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Juni 1929 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Michel in Halle a. S. für 
den Betrieb ihres Braunkohlenwerkes Grube Michel bei Runſtedt 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 29 S. 127, ausgegeben am 20. Juli 1929; 
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4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juli 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie, Aktiengeſellſchaft 
in Frankfurt a. M., für den Betrieb ihres Braunkohlenwerkes Grube Theodor bei 
Bitterfeld 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 139, ausgegeben am 3. Auguſt 1929; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juli 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektriſche Kleinbahn im Mansfelder 
Bergrevier, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., für den Bau je einer mit einer Spannung 
bis zu 30 000 Volt zu betreibenden Leitung von Leimbach nach Quenſtedt mit Ab» 
zweigungen nach Rödgen, Meisberg, Ritterrode, Walbeck und Pfersdorf und von Kreisfeld 
nach Rieſtedt mit Abzweigungen nach Blankenhain, Emſeloh und Kaltenborn 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 140, ausgegeben am 3. Auguſt 1929. 
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